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Infostelle 1991:
Personal «blutete»

Das «Finanzdesaster» umdie Info-
stelle der 700-Jahr-Feier im 1991
konnte im Frühjahr 1994 endlich
geregelt werden. Dies geht aus dem
Jahresbericht des Tourismusver-
bandes hervor. Die Rede ist aller-
dings von einem«bitterenNachge-
schmack». Der Löwenanteil des
Defizites von 470000 Franken
wurde vomBund bezahlt, zumTeil
erhebliche Opfer mussten aller-
dings die Gläubiger und das Perso-
nal bringen. Das Personal erhielt
einen Teil des Lohnes erst im Spät-
sommer 1993, die ursprünglich ver-
rechneten Überzeitzuschläge und
die Verzugszinsenwurden nicht be-
zahlt. (adm)

LetzterWKvordem
Stichjahr 1995

«Der Funke ist übergesprungen, die
Armeereform95 bringt neueDyna-
mik in die Armee.» Oberst Walter
Weber ist als neuer Kommandant
des Gebirgs-Infanterie Regiments
29 überzeugt, dass die vielenÄnde-
rungen nicht einfach nur Verunsi-
cherungen bewirken, sondern bei
den meisten Soldaten und Offizie-
ren hohe Motivation verursachen.
Gerade die neuen Uniformen
zweckmässig und modern, dürfen
sich – und damit die Soldaten –wie-
der sehen lassen. (bel)

«Kreuzpyramide»als neuer
Treffpunkt am«Juraplatz»

Die Neugestaltung des Juraplatzes
wird nun definitiv an die Hand ge-
nommen.VerwirklichtwirddasPro-
jekt«Kreuzpyramide»desLuzerner
BildhauersCharlesGerig.DieReak-
tionen der Anstösser seien positiv
ausgefallen, teilt der Gemeinderat
Ingenbohlmit. (adm)
Aus dem «Boten» 22. April 1994

Fast 150schwer
Drogensüchtige

Letzte Woche orientiere Sozial-
amts-Vorsteher Paul Lalli in Küss-
nacht über die aktuelleDrogensitu-
ation imKanton: «Die Schwyzer Be-
hörden kennen zur Zeit rund 150
schwer Drogensüchtige. Die Dun-
kelziffer ist hoch.» Lalli hält den
Zeitpunkt für einschneidende
Massnahmen für gekommen: «Wir
fordern einen kantonalen Drogen-
koordinator.»Auch soll der kontrol-
liertenDrogenabgabe eineChance
gegeben werden. (g)

Rothenthurm:
Landkauf fürBerg-Schule

Die Gemeinde Rothenthurm blickt
optimistisch in die schulische Zu-
kunft. Anlässlich derGemeindever-
sammlung vom 29. April wird ein
Landkauf von fast 9000 Quadrat-
metern Bauland an der alten Land-
strasse beantragt. Dies mit dem
Ziel, hier die Berg-Schule zu reali-
sieren. Noch hat der Kanton dem
Projekt wider die Schulraumnot
nicht zugestimmt. Sollte es bachab
geschickt werden, wird das Gelän-
de für andere Zwecke genutzt wer-
den. (d)
Aus dem «Boten» 25. April 1994

DieWürfel-Plastik lädt zumSitzen und
Verweilen ein.

VOR 25 JAHREN

Standesinitiative käme
fürRegierung zu spät

Kanton Der Regierungsrat ist gegen die Einführung
von E-Voting. Er hat seine Position klar eingebracht.

«Auch wenn der Regierungsrat das An-
liegen des Motionärs unterstützt, so er-
achtet erdasMittel der Standesinitiative
im vorliegenden Fall für wenig zielfüh-
rend.» Das schreibt der Schwyzer SVP-
Kantonsrat Bernhard Diethelm. Dieser
verlangte, dass Schwyz eine Standesini-
tiative einreicht, um einen sofortigen
Übungsabbruch beim E-Voting zu for-
dern.

VondiesemVorgehenhält dieRegie-
rung gemäss Motionsantwort aber
nichts. Zumeinen,weil ihrePositionbe-
reits «unmittelbar und rechtzeitig indie
BeschlussfassungdesBundesrates»ein-
fliesse. Zum anderen würde, so die Re-
gierung weiter, «eine Standesinitiative
voraussichtlicherst nachdemBeschluss
des Bundesrates behandelt und käme
deshalbwohl zu spät».Zudemlaufeder-
zeit aufBundesebenebereits eineUnter-
schriftensammlung für die Initiative

«Für eine sichere und vertrauenswürdi-
geDemokratie». Diese fordert einen E-
Voting-Stopp und hat damit das gleiche
Zielwiedie imSchwyzerKantonsrat ein-
gereichteMotion.

SchwyzerRegierungerachtet
Restrisikoals zuhoch

In ihrer ablehnendenHaltungmachtdie
Regierung aber nochmals klar, weshalb
sie gegen die Einführung des E-Votings
ist unddas auch so in ihrer Vernehmlas-
sung eingebracht hat. Sie ist überzeugt,
«dass das Restrisiko» für die «Datensi-
cherheit undManipulationsmöglichkei-
ten» beim heutigen Stand der Technik
zu gross respektive nicht verantwortbar
sei. Einer vonvielenGründen seienaber
auch die hohen Kosten für den Betrieb
und denUnterhalt.

Jürg Auf derMaur

DasVolk entscheidet eh
überRahmenabkommen

Kanton Es brauche keine Standesinitiative zum
Rahmenabkommen, sagt die Schwyzer Regierung.

Die SchwyzerRegierung gibt SVP-Frak-
tionschef Herbert Huwiler einen Korb.
Sie lehnt seine Forderung, per Standes-
initiative das EU-Rahmenabkommen
abzulehnen, als unnötig ab.

Die Regierung macht es sich aber
nicht einfach.Aufnichtweniger als sechs
Seiten argumentiert sie, weshalb der
Bundesrat «zu Recht» vorerst auf eine
Unterzeichnung des Vertrags verzichtet
und dafür eine grosse Umfrage bei den
Parteien, Regierungen und Verbänden
gestartet hat.

Die Schwyzer Regierung fühlt sich
jedenfalls bestärkt in der Ansicht, dass
auchdieKantone ihreMeinungeinbrin-
genmüssen. Undmacht klar: «Der der-
zeit vorliegende Vertragstext müsste
zwingend ergänzt und angepasst wer-
den.» Immerhin, sodieSchwyzerRegie-
rung, müsse nämlich nochmals darauf
hingewiesenwerden,dassdasRahmen-

abkommen in der vorliegenden Form
«eine Einschränkung der direkten De-
mokratie bewirkenwürde».

Kein«klassischerFall» füreine
Standesinitiative

Trotzdem hält die Regierung von einer
Standesinitiativenichts. Sie sei hiernicht
geeignet, weil es nicht um «den klassi-
schen Fall» gehe, bei dem bei der Bun-
desversammlungdieÄnderungeinesEr-
lasses angeregt werden solle. Das Ge-
schäft befinde sich in einem anderen
Stadium. Der Ball liege wieder beim
Bundesrat.Dieserhabeüberdasweitere
Vorgehen zu entscheiden. Im Fall einer
Unterzeichnung dürften Volk und Stän-
de das letzteWort haben, weil das Rah-
menabkommen wohl dem obligatori-
schenReferendumunterstellt werde.

Jürg Auf derMaur

RegierungwilldasEi
nichtneuerfindenmüssen

Kanton Der Regierungsrat will, bevor er zu denMittelschulstandorten
imKanton Entscheide trifft, kein neues pädagogisches Konzept erarbeiten.

Ruggero Vercellone

DerSchwyzerRegierungsrat ist nichtbe-
reit, in SachenMittelschulplanungnoch
einmal eine grundlegende Strategie zu
erarbeiten. Er lehnt einPostulat von SP-
Kantonsrat Jonathan Prelicz aus Arth
und 14Mitunterzeichnern ab.

Die Ausgangslage ist sattsam be-
kannt:DerRegierungsratwill diebeiden
Standorte der Kantonsschule Ausser-
schwyz in Pfäffikon konzentrieren und
den Standort Nuolen aufgeben. Für
einen Neubau in Pfäffikon hat der Kan-
tonsrat 2015 einem Planungskredit zu-
gestimmt. Auf dieser Grundlage hat die
Regierung in der Zwischenzeit das Pro-
jekt ausgearbeitet und dem Kantonsrat
den dafür notwendigen Baukredit von
rund 92Millionen Franken vorgelegt.

Im inneren Kantonsteil wird zudem
dieZusammenlegungderKantonsschu-
le Kollegium Schwyz und der privaten
MittelschuleTheresianumgeprüft. Ent-
scheide diesbezüglich sind noch keine
gefallen. EineMachbarkeitsstudie zeig-

te aber auf, dass die Kantonsschule In-
nerschwyzanbeidenStandortengeführt
werden könnte.

«DenWegfürdenBau
freimachen»

Sowohl die Pläne in Ausserschwyz als
auch in Innerschwyzhabenbereits hohe
WogenundOppositionbewirkt.Das rief
auchdieSPaufdenPlan. Sie fordertemit
einem Postulat, vor einem definitiven
Standortentscheid eine neue Mittel-
schulstrategie zuerarbeiten.Es seiwich-
tig, dass bei möglichen Neustrukturie-
rungen vor finanziellen Überlegungen
zuerst die richtigen Schlüsse aus päda-
gogischer Sicht gezogenwürden.

DerRegierungsratwinkt diesbezüg-
lich aber deutlich ab undwirft den Pos-
tulantenvor, aufZeit zu spielen.DerRe-
gierungsrat ist der Auffassung, dass
während der letzten zehn Jahre genü-
gendGrundlagenpapiereerarbeitetwur-
den, um den Entscheid über den Bau-
kredit auf einer fundierten Grundlage
fällen zu können. Zunennen seien etwa

dasMittelschulkonzept 2005–2015, der
GrundlagenberichtBildung2008–2015,
dieTotalrevisionderMittelschulverord-
nung 2009, dieNeugestaltung der kan-
tonalenBeiträge an die privatenMittel-
schulen 2015 und die Bildungsstrategie
2025. Er fordert denKantonsrat auf,mit
der Ablehnung des Postulats «denWeg
frei zu machen für den Bau einer auf-
tragsgemäss zusammengeführten und
zukunftsgerichteten Kantonsschule
Ausserschwyz».

DiePlanungen in Inner- undAusser-
schwyz seien geprägt von der Zielset-
zung, das qualitativ gute Bildungsange-
botweiter zuverbessernundzeitgemäs-
se räumliche Voraussetzungen zu
schaffen.BildungsdirektorMichael Stäh-
li legt grossenWert auf die Feststellung,
«dass die schulisch-pädagogischen An-
forderungen die Diskussionen steuern
und keine Vorgaben durch die Immobi-
lienstrategie erfolgen». In der Immobi-
lienstrategie seien denn auch verschie-
dene bauliche Umsetzungsmöglichkei-
ten dargestellt.

Regierung lässt
GLP abblitzen

Kanton Die von der Grünliberalen Par-
tei (GLP) des Kantons Schwyz einge-
reichte «Geld zurück»-Initiative soll
nicht besondersbeschleunigt behandelt
werden.Dies steht inderBeantwortung
einerKleinenAnfragederGLP-Kantons-
räte Rudolf Bopp (Einsiedeln), Markus
Ming (Steinen) und Michael Spirig
(Schübelbach). Damit lässt die Regie-
rung die GLP abblitzen, die eine be-
schleunigte Behandlung ihrer Initiative
verlangt hatte.

Mitder ausformulierten Initiative re-
agiertedieGLPaufdasDebakelmitdem
«Energiefünfliber» der Bezirke. Die In-
itiative will die Finanzierung des Ener-
gie-Förderprogramms regeln und den
Rückfluss der CO2-Gelder des Bundes
ermöglichen. Ein Sechstel des von der
SchweizerischenNationalbank (SNB)an
denKantonSchwyzausgeschüttetenGe-
winnanteils sollte laut Initiative in einen
Energiefonds für das Förderprogramm
überwiesenwerden.DiesenBetrag soll-
te der Bund aus der zweckgebundenen
Kasse derCO2-Abgabe verdoppeln.Da-
mit würden in der Regel pro Jahr rund
vierMillionenFrankenmehr indenKan-
ton zurückfliessen, rechnetdieGLPvor.

«Beschleunigungderpolitischen
Abläufedrängt sichnichtauf»

EntgegenderAnsicht der Initiantenwill
derRegierungsratdieAbstimmungüber
dieGLP-Initiativenicht vorderErarbei-
tung der Teilrevision des Energiegeset-
zes durchführen. Mit der Erarbeitung
dieses Gesetzes würden parallel Inhalt
und Ziele der Initiative überprüft. Die
Beratung dieser Teilrevision ist imKan-
tonsrat im vierten Quartal 2020 vorge-
sehen. Gemäss der Kantonsverfassung
mussdieBeratungder Initiative imKan-
tonsrat spätestens in der Juni-Session
2020 erfolgen. Dieser Ablauf ermögli-
che, dass allfällige neueErkenntnisse in
der Revision des Energiegesetzes ein-
fliessen können.

AlsGrund für eineNichtbeschleuni-
gungwerdenauchpolitischeÜberlegun-
genaufgeführt. SowohlderRegierungs-
rat als auch der Kantonsrat hätten sich
«aus energie- und ordnungspolitischen
Gründen gegen ein eigenes kantonales
Förderprogramm ausgesprochen». Zu-
dem seien im Jahr 2011 die Initiative
«Sonnen- und Holzenergie für unsere
Kinder» sowie im Jahr 2017 die Initiati-
ve«PlusEnergiehaus –dasKraftwerk für
denKantonSchwyz»abgelehntworden.
«Eine besondere Beschleunigung der
politischen Abläufe drängt sich deshalb
nichtauf», steht inderBeantwortungder
KleinenAnfrage. (one)

Eine Visualisierung zum Projekt für eine neueMittelschule in Pfäffikon.Dessen Realisierung soll vorangetrieben werden. Bild: PD


